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Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Leser*innen,

das digitale Leben – insbesondere auch im Internet – ist für
uns alle viel selbstverständlicher geworden. Im Privatleben,
im Beruf und auch unterwegs: Spätestens mit der Corona-
Pandemie hat die Digitalisierung alle Bereiche des privaten
und öffentlichen Lebens erfasst. Sie bietet eine realistische
Chance der Teilhabe, die vor einigen Jahren noch nicht
denkbar gewesen wäre. Man stelle sich eine ähnliche
Situation nur 20 Jahre zuvor vor: Ein Großteil unseres
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lebens wäre zum
Erliegen gekommen, weil die technischen Möglichkeiten
noch nicht so weit waren.

Allerdings, und das ist die Kehrseite, ist für zahlreiche
Menschen mit Behinderungen in vielen Bereichen die
Situation noch genauso wie vor 20 Jahren. Und zwar dann,
wenn digitale Technologien und Anwendungen nicht
barrierefrei sind. Wenn Internetseiten schlecht
programmiert sind, sodass zum Beispiel Blinde oder
Menschen mit Sehbehinderungen buchstäblich ins Leere
laufen. Wenn Programme für Menschen mit motorischen
Einschränkungen nicht anwendbar sind oder Filme und
Videos für gehörlose Menschen unverständlich bleiben. Es
gibt zahlreiche weitere Beispiele. Ein großes Problem ist
auch, wenn es zu wenige Informationen in
Gebärdensprache oder in Leichter Sprache gibt. Neue
Techniken, Anwendungen und Geräte sind nur dann für alle



Menschen nutzbar, wenn sie konsequent barrierefrei
konzipiert werden – und zwar von Beginn an. Sind sie es
nicht, passiert das Gegenteil von Inklusion. Menschen
werden ausgeschlossen.

Deswegen dürfen bei Prozessen der Digitalisierung
zahlreiche Fehler der Vergangenheit nicht wiederholt
werden: So wie ein fertiges Gebäude im Nachhinein nur
sehr schwer „barrierefrei gemacht“ werden kann, gilt dies
auch für die Architektur einer Software oder einer
Internetseite. Aus meiner Sicht ist es schlichtweg
unprofessionell, digitale Strukturen mit Barrieren zu
schaffen. Barrierefreiheit muss von Beginn an mitgedacht
werden und darf nicht erst im Nachhinein aufgesetzt
werden, dann wird es auch nicht umständlicher und teurer.
„Design for all“ sollte die Devise sein. Dafür sollten
übrigens Menschen mit Behinderungen mit in die
Entwicklung einbezogen werden. So wirken sie als
Expert*innen von Anfang an mit und Frust, Ärger und
Unverständnis werden vermieden.

In dem Zusammenhang muss uns immer klar sein:
Barrierefreiheit ist keine Frage von Luxus oder der Wunsch
einer kleinen Gruppe. Allein in Deutschland leben knapp 13
Millionen Menschen mit Beeinträchtigungen.
Barrierefreiheit – oder besser auch Zugänglichkeit – ist ein
verbrieftes Recht, dass sich unter anderem aus Art. 9 der
UN-BRK ergibt. Zugänglichkeit ist die Grundlage für die
umfassende Information und Teilhabe aller Bürgerinnen
und Bürger – egal ob mit oder ohne Behinderungen.
Deswegen sind Inklusion und Zugänglichkeit auch die
Grundlage unserer Demokratie.

Für öffentliche Stellen sind das
Behindertengleichstellungsgesetz und die Barrierefreie-
Informationstechnik-Verordnung (BITV 2.0) mittlerweile



eindeutig: Sie sind verpflichtet, ihre digitalen Angebote
barrierefrei zu gestalten. Diese Verpflichtung sollte als
Chance gesehen werden, Abläufe zu verbessern und zu
vereinfachen, indem sie noch stärker aus der Sicht der
Nutzenden gestaltet werden. Für das Ziel einer modernen
und bürgernahen Verwaltung ist Zugänglichkeit ein
unverzichtbares Qualitätsmerkmal. Hier können wir von
anderen Staaten, zum Beispiel im skandinavischen Raum,
noch viel lernen.

Dafür bietet dieses Handbuch eine großartige Orientierung
und ich freue mich sehr, dass es vorliegt. Viele spannende
und informative Beiträge zu ganz unterschiedlichen
Aspekten bieten einen Einstieg und mehr in das
Themenfeld. Wie können Internetseiten barrierefrei
gestaltet werden? Wie sieht die Rechtslage aus? Wie lassen
sich barrierefreie Dokumente gestalten und was ist bei der
Digitalassistenz für Menschen mit komplexem
Unterstützungsbedarf zu beachten?

Ich wünsche Ihnen eine spannende Lektüre!

Ihr Jürgen Dusel
Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von
Menschen mit Behinderungen
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1. Teilhabe durch barrierefreie
Informationstechnik: Grundverständnis und
Perspektiven

Teilhabe als gesellschaftliches Grundprinzip
Spätestens mit der Grundgesetzänderung im Jahr 1994,
durch die das besondere Benachteiligungsverbot
behinderter Menschen in Art. 3 Abs. 3 Satz 2 Grundgesetz
(GG) als ausdrücklicher Bestandteil der Verfassung
verankert wurde, hat sich ein Paradigmenwechsel im
Umgang mit behinderten Menschen vollzogen, der mit der
Ratifikation der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) durch die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2009
weitere inhaltliche Konkretisierungen erhalten hat. Das
medizinische Modell von Behinderung, bei dem sich der
Blick einseitig auf die gesundheitlichen Beeinträchtigungen
als individuelles Defizit richtete, wird seitdem –
rechtsverbindlich – durch das menschenrechtliche Modell
von Behinderung ersetzt.1 Danach entsteht die
Behinderung nicht zuvorderst durch die Beeinträchtigung,
sondern durch gesellschaftliche Strukturen. Nicht, dass
jemand blind ist, verursacht Aussonderung oder
Benachteiligung, sondern die Diskriminierungen und die
Vorenthaltung von Menschenrechten, die entstehen, wenn
die Gesellschaft, um nur ein Beispiel zu nennen, keine
Leitsysteme zur selbstbestimmten Orientierung blinder
oder hochgradig sehbehinderter Menschen baut – oder
keine digitalen Systeme, die mit entsprechender Technik
gleichberechtigt genutzt werden können. Damit ist ein
klarer Handlungsauftrag verbunden, dem der föderale
Staat im Mehrebenensystem, in dem er sich organisiert
hat, für alle2 behinderten Menschen nachzukommen hat.



Fürsorge als Prinzip des sozialen Rechtsstaats gilt heute
als tradiert, weil es das Risiko der Entmündigung und
Bevormundung in sich trägt.3 Ihr gegenüber steht die volle,
wirksame und gleichberechtigte Teilhabe als Grundprinzip
unserer Verfassung und, soweit es um behinderte
Menschen geht, der UN-BRK. Denn Autonomie,
Selbstbestimmung und die Freiheit, gleichberechtigt an der
Gesellschaft teilzuhaben und eigene Entscheidungen zu
treffen, werden allgemein als Bestandteile der
Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) aufgefasst. Dieser
Bezugsrahmen macht klar, dass die Berücksichtigung der
Belange behinderter Menschen als Querschnittsaufgabe in
allen Handlungsfeldern immer auch im Zusammenhang mit
der Verwirklichung des höchstens Rechtsguts unserer
Verfassung steht. Rechtmäßiges Verwaltungshandeln hat
sich an ihr auszurichten.

2. Das Recht als Motor einer Entwicklung:
Herstellung von Barrierefreiheit als Pflicht,
um Teilhabe sicherzustellen

Warum ist Barrierefreiheit in diesem Zusammenhang so
wichtig? Weil durch sie zu einem erheblichen Teil die volle,
wirksame und gleichberechtigte Teilhabe operationalisiert
wird. Nach Art. 9 UN-BRK verpflichtet sich Deutschland,
dass behinderte Menschen den vollen Zugang zur
physischen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen
Umwelt, zu Gesundheit und Bildung sowie zu Information
und Kommunikation haben, damit sie alle Menschenrechte
und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt genießen
können.



Die Europäische Union (EU) hat im Jahr 2010 die UN-BRK
ratifiziert. Insoweit nimmt sie am Anwendungsvorrang des
EU-Rechts und dem Gebot richtlinienkonformer Auslegung
teil. Zudem hat die EU selbst die Weiterentwicklung des
Rechts der Mitgliedstaaten durch eigene Rechtsakte
bewirkt, so durch die VO EG 1107/2006 über die Rechte
von behinderten Flugreisenden und von Flugreisenden mit
eingeschränkter Mobilität, durch die VO EU 1177/2010
über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr,
durch die VO 181/2011 über die Fahrgastrechte im
Kraftomnibusverkehr und durch die VO 1371/2007 über die
Fahrgastrechte im Eisenbahnverkehr. Für den Bereich der
digitalen Barrierefreiheit ist vor allem die Richtlinie
2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu Websites und
mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen zu nennen.
Unter den Anwendungsbereich öffentlicher Stellen fallen
dabei nicht nur Behörden im engeren Sinne, sondern auch
privatrechtliche organisierte Rechtsträger, wenn sie zu
dem Zweck gegründet sind, im Allgemeininteresse liegende
Aufgaben nichtgewerblicher Art zu erfüllen. Damit bewirkt
die Richtlinie, dass die Verpflichtung zur Barrierefreiheit
mehr als zuvor in den privaten Bereich hineinwächst. Dass
die Herstellung von Barrierefreiheit nicht dem öffentlichen
Sektor allein überlassen ist, sondern die sukzessive
Weiterentwicklung auch den privaten Bereich betreffen
muss, soweit er öffentlich zugänglich ist oder genutzt wird
(Art. 9 Abs. 2 lit. b UN-BRK), zeigt auch die EU-
Barrierefreiheits-Richtlinie 2019/882 (European
Accessibility Act). Sie verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu,
Vorgaben zu machen, um Produkte und Dienstleistungen
umfassend barrierefrei zu gestalten. So muss z.B. der
gesamte Online-Handel barrierefrei werden, lediglich
Kleinstunternehmen sind von dieser Verpflichtung nicht
erfasst.4



Auf Grundlage dieser umfassenden Verpflichtungen sind im
Bund und in den Ländern einfachgesetzliche Vorgaben
ergangen, die das höherrangige Recht umsetzen. Sie finden
sich in den Behindertengleichstellungsgesetzen und E-
Government-Gesetzen des Bundes und der Länder, im
Vergaberecht und vielen anderen einfachgesetzlichen
Rechtsquellen.5

3. Barrierefreie Informationstechnik: Wo
stehen wir aktuell? Errungenschaften und
Herausforderungen der barrierefreien
Informationstechnik

Wenn allein rechtliche Regeln schon ihre Durchsetzung
bewirken würden, könnte man sich mit Forderungen an
den Gesetzgeber begnügen und sich im Übrigen entspannt
zurücklehnen. Allein: So ist es nicht! Recht ist immer nur
so stark wie seine Durchsetzung. Wo könnte man dies
besser sehen als in der der Herstellung von Teilhabe und
Barrierefreiheit im digitalen Bereich?

Die Praxis zeigt, dass allenthalben nichtbarrierefreie
Verfahren entwickelt, vergeben und an den Start gebracht
werden. Das Problem betrifft alle digitalen Angebote:

– Fachverfahren, die behinderte Beschäftigte von der
Nutzung im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit
ausschließen oder Auszubildende an einer
sachgerechten Vermittlung der Ausbildungsinhalte
hindern. Die derzeitige Praxis zeigt, dass auch
Fachverfahren, die an vielen Arbeitsplätzen
eingesetzt werden, nicht barrierefrei sind und
Anpassungen oft nicht in Aussicht stehen. Sicherlich


